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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1979 Ausgegeben am 30. März 1979 48. Stück

1 3 0 . Bundesgesetz: Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz — WGG
(NR: GP XIV RV 760 AB 1220 S. 122. BR: 2000 AB 2014 S. 385.)

1 3 9 . Bundesgesetz vom 8. März 1979 über
die Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen
(Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz — WGG)

Der Nationalrat hat beschlossen:

ARTIKEL I

Gegenstand und Anwendungsbereich des Gesetzes

§ 1. (1) Bauvereinigungen in den Rechtsformen
einer Genossenschaft, einer Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung und einer Aktiengesellschaft,
die ihren Sitz im Inland haben, sind von der
Landesregierung als gemeinnützig anzuerkennen,
wenn sie die in den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes vorgesehenen Bedingungen erfüllen.

(2) Bauvereinigungen, die auf Grund dieses
Bundesgesetzes als gemeinnützig anerkannt wur-
den, haben ihre Tätigkeit unmittelbar auf die
Erfüllung dem Gemeinwohl dienender Aufgaben
des Wohnungs- und Siedlungswesens zu richten,
ihr Vermögen der Erfüllung solcher Aufgaben
zu widmen und ihren Geschäftsbetrieb regel-
mäßig prüfen und überwachen zu lassen. Auf
gemeinnützige Bauvereinigungen finden die Be-
stimmungen der Gewerbeordnung 1973, BGBl.
Nr. 50/1974, keine Anwendung.

(3) Die nach diesem Bundesgesetz als gemein-
nützig anerkannten Bauvereinigungen gelten in-
soweit als gemeinnützig im Sinne der §§ 34 ff.
der BAO, BGBl. Nr. 194/1961, als sie

1. Geschäfte der in § 7 Abs. 1 bis 3 bezeich-
neten Art tätigen, wobei diese Geschäfte
wie ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb nach
§ 45 Abs. 2 der BAO zu behandeln sind,
oder

2. außerhalb der unter Z. 1 fallenden Ge-
schäfte Kapitalvermögen verzinslich anlegen
oder unbewegliches Vermögen vermieten,
verpachten oder in sonstige Nutzung geben.

Begriffsbestimmungen

5 2. Im Sinne der Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes gelten:

1. als Errichtung die wirtschaftliche und tech-
nische Vorbereitung der Baulichkeiten, wobei
die Verfassung von Plänen für die Einrei-
chung bei der Behörde und die Ausfüh-
rungsarbeiten von den hiezu befugten Per-
sonen vorzunehmen sind, die Überwachung
der Ausführungsarbeiten, die Vornahme der
Kostenabrechungen und Durchführung der
damit zusammenhängenden Verwaltungsar-
beiten;

2. als normale Ausstattung eine solche, bei der
die Gesamtausstattung, insbesondere die Aus-
stattung der Räume mit Koch-, Heiz- und
Badegelegenheiten, zwar den Erfordernissen
der Haushaltsführung und Hygiene ent-
spricht, hinsichtlich des Baukostenaufwandes
unter Bedachtnahme auf eine einwandfreie
Ausführung, insbesondere hinsichtlich des
Schall-, Wärme-, Feuchtigkeits- und Abgas-
schutzes, nach dem jeweiligen Stand der
Technik jedoch größte Wirtschaftlichkeit ge-
währleistet erscheint;

3. als Heim ein solches der im § 2 Abs. 1 Z. 5
bis 7 des Wohnbauförderungsgesetzes 1968,
BGBl. Nr. 280/1967, bezeichneten Art.

Bedarf

§ 3. (1) Die Bauvereinigung muß einem Bedarf
entsprechen.

(2) Ein Bedarf Ist als gegeben anzunehmen,
wenn in dem örtlichen Geschäftsbereich der Bau-
vereinigung eine Nachfrage nach Wohnungen
besteht und diese Nachfrage nicht durch be-
stehende gemeinnützige Bauvereinigungen befrie-
digt werden kann. Ein bestehendes Wohnung-
unternehmen muß nach seinem Aufbau und seiner
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit als geeignet
erscheinen, einen entsprechenden Beitrag zur Be-
friedigung dieser Nachfrage zu leisten.

Satzung

§ 4. Der Genossenschaftsvertrag, der Gesell-
schaftsvertrag oder die Satzung muß diesem Bun-
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desgesetz entsprechen und den örtlichen Ge-
schäftsbereich festlegen.

Zugehörigkeit zu einem Revisionsverband

§ 5. (1) Die Bauvereinigung hat ohne Rück-
sicht auf die Rechtsform, in der sie errichtet
wurde, einem gemäß den Bestimmungen des
Gesetzes vom 10. Juni 1903, betreffend die Revi-
sion der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaf-
ten und anderer Vereine, RGBl. Nr. 133, und
der Genossenschaftsnovelle 1934, BGBl. IT
Nr. 195, anerkannten Revisionsverband anzu-
gehören, dessen Tätigkeitsbereich sich auf das
gesamte Bundesgebiet erstreckt und dessen Sat-
zung vorsieht, daß die Aufnahme einer als ge-
meinnützig anerkannten; Bauvereinigung nicht
abgelehnt werden kann und die Prüfung auch
die Einhaltung der Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes einschließe Unter diesen Vorausset-
zungen kommt einem Revisionsverband hinsicht-
lich der Gebühren- und Abgabenbefreiungen so-
wie der Bestimmung über die Nichtanwendung
der Gewerbeordnung 1973 die Rechtsstellung
einer gemeinnützigen Bauvereinigung zu.

(2) Der Bundesminister für Bauten und Technik
kann durch Verordnung Prüfungsrichtlinien er-
lassen, die Regelungen über den Gegenstand, die
Durchführung und die Auswertung: der Prüfung,
insbesondere Vorschriften über die Feststellung
der wirtschaftlichen Verhältnisse und der Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsgebarung, die Vor-
bereitung und den Verlauf der Prüfung sowie
die Art und den Umfang der Berichterstattung
zu enthalten haben. In der Verordnung ist ins-
besondere die Prüfung der Einhaltung des gesetz-
lichen Wirkungsbereiches der Bauvereinigung vor-
zusehen. Vor Erlassung der Verordnung ist auch
jeder gemäß Abs. 1 anerkannte Revisionsverband
anzuhören.

Mindestanzahl der Genossenschafter und Mindest-
kapital

§ 6. (1) Der Geschäftsanteil an einer Bau-
vereinigung in der Rechtsnorm einer Genossen-
schaft muß mindestens 300 S betragen und muß
voll eingezahlt sein. Die Zahl der Genossen-
schafter hat mindestens 60 zu betragen. Kein
Genossenschafter darf über mehr als eine Stimme
in der Generalversammlung verfügen, sofern die
Geschäftsanteile nicht mehrheitlich im Eigentum
einer oder mehrerer Gebietskörperschaften stehen.

(2) Das Mindeststammkapital einer Bauvereini-
gung in der Rechtsform einer Gesellschaft mit be-
schrankter Haftung sowie das Mindestgrundkapi-
tal einer Bauvereinigung in der Rechtsform einer
Aktiengesellschaft muß voll eingezahlt sein. Die
Aktien müssen auf Namen lauten. Die Um-
wandlung dieser Aktien in Inhaberaktien muß
im Gesellschaftsvertrag ausgeschlossen sein.

(3) Die Übertragung von Geschäftsanteilen an
einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder
die Übertragung von Aktien muß an die Zu-
stimmung des Aufsichtsrates gebunden sein.

Geschäftskreis

§ 7. (1) Die Bauvereinigung hat sich nach ihrem
Genossenschaftsvertrag (Gesellchaftsvertrag, Sat-
zung) und tatsächlich mit der Errichtung und
Verwaltung von Wohnungen mit einer Nutz-
fläche von höchstens 150 m2 mit normaler Aus-
stattung, von Eigenheimen mit höchstens zwei
Wohnungen dieser Art und von Heimen im
eigenen Namen im Inland zu befassen und ihr
Eigenkapital vornehmlich für diesen Zweck ein-
zusetzen. Die Verwaltung schließt die Instand-
haltung, und Instandsetzung samt der Einrichtung
von Hauswerkstätten zur Durchführung laufen-
der kleinerer Instandhaltungs- und Instandset-
zungsarbeiten im Umfang des nötigen Bedarfs
sowie die Verbesserung mit ein.

(2) Die Verwaltung erstreckt sich auch auf
Wohnhäuser, Eigenheime, Wohn-, Geschäfts- und
Büroräume, Gemeinschaftseinrichtungen, Einstell-
plätze (Garagen), Abstellplätze oder Heime,
welche von einer gemeinnützigen Bauvereinigung,
einer Gebietskörperschaft oder einem Unterneh-
men, das mindestens zu 50 v. H. im Eigentum
einer Gebietskörperschaft steht, errichtet oder
erworben wurden.

(3) Die Bauvereinigung hat überwiegend die
in Abs. 1 und 2 genannten Geschälte zu betrei-
ben. Neben diesen Geschäften darf die Bauver-
einigung unbeschadet des Abs. 4 nachfolgende
Geschäfte im Inland betreiben:

1. die Errichtung von Wohnungen und Eigen-
heimen im Sinne des Abs. I sowie von
Heimen im fremden Namen;

2. die Errichtung von Geschäftsräumen im eige-
nen oder fremden Na3men im Zuge der Er-
richtung von Wohnungen, Eigenheimen oder
Heimen, sofern die Nutzfläche (§ 16) aller
Geschäftsräume eines Bauvorhabens ein
Drittel der Gesamtnutzfläche nicht über-
steigt oder, falls ein dieses Maß überstei-
gender Anteil an Geschäftsräumen baube-
hördlich vorgeschrieben ist, die Nutzflächen
der Wohnungen überwiegen;

3. die Errichtung von Einstellplätzen (Garagen)
oder Abstellplätzen im eigenen oder fremden
Namen, soweit sie überwiegend zur Befrie-
digung des Bedarfs der Benützer der in
Abs. 1 oder in diesem Absatz genannten
Räumlichkeiten dienen;

4. die Errichtung, Erwerbung und den Betrieb
von Gemeinschaftseinrichtungen, die den Be-
wohnern der von der Bauvereinigung er-
richteten oder verwalteten Wohnungen die-
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nen, einschließlich der von der Bauvereini-
gung zur Verwaltung benötigten Räumlich-
keiten sowie die Errichtung und Erwerbung
von Gemeinschaftseinrichtungen zur Befrie-
digung des Bedarfs der Wohnbevölkerung,
soweit der Betrieb dieser Einrichtungen nicht
den Bestimmungen der Gewerbeordnung
1973 unterliegt;

5. die Übernahme von Assanierungen und Auf-
gaben nach dem Stadterneuerungsgesetz,
BGBl. Nr. 287/1974}

6. alle Rechtsgeschäfte, die mit der Errichtung,
Erwerbung, Finanzierung und Überlassung
ihrer Bauten und Anlagen in dem üblichen
Rahmen ordnungsmäßiger Wohnungswirt-
schaft zusammenhängen, insbesondere den
Erwerb, die Belastung und Übertragung von
Grundstücken und Baurechten oder die Ein-
räumung des Wohnungseigentums und die
Aufnahme von Zwischenkrediten und Bau-
darlehen;

7. die Entgegennahme von Geldern von Genos-
senschaftern, Gesellschaftern und Aktionären
auch in Form von Darlehen, Einlagen und
dergleichen;

8. den Erwerb von Baustoffen und Ausstat-
tungsgegeniständen, die zur Errichtung von
Baulichkeiten gemäß Abs. 1 und den Z. 1
und 2 dieses Absatzes oder zur Instand-
haltung, Instandsetzung und Verbesserung
von verwalteten Baulichkeiten bestimmt
sind;

9. die Beteiligung an gemeinnützigen Bauver-
einigungen sowie die Mitgliedschaft bei Ver-
einigungen, deren Tätigkeit auf die Förde-
rung des Wohnungs- und Siedlungswesens
gerichtet ist;

10. die Beteiligung an Kreditunternehmungen
in der Rechtsform der Genossenschaft mit
beschränkter Haftung, soweit sie im gege-
benen Falle zur Kreditbeschaffung für die
Bauvereinigung erforderlich ist, sowie die
Beteiligung aa Bausparkassen und den Ab-
schluß von Bausparverträgen als Bausparer;

11. die Einrichtung von Stellen, die sich unent-
geltlich mit der Auskunftserteilung über
Bauvorhaben und über bestehende Bauten
gemeinnutziger Bauvereinigungen und mit
der Information von Wohnungsuchenden
und Wohnungsinhabern (Mitgliedern) über
rechtliche, technische und finanzielle Belange
befassen.

(4) Andere im Rahmen ordnungsmäßiger Wirt-
schaftsführung notwendig werdende Geschäfte
einer Bauvereinigung als die in den Abs. 1 bis 3
angeführten bedürfen der Zustimmung der Lan-
desregierung. Der Beteiligung einer gemeinnüt-
zigen Bauvereinigung an anderen als den in

Abs. 3 Z. 9 und 10 angeführten Unternehmungen
darf die Landesregierung nur zustimmen, wenn

1. dies zur Durchführung der Aufgaben der
Bauvereinigung erfordelich ist,

2. die Unternehmung in der Rechtsform einer
Kapitalgesellschaft errichtet ist und

3. das Kapital der Bauvereinigung durch die
Beteiligung nicht übermäßig gebunden wird.

(5) Hat eine Bauvereinigung Wohnungen im
eigenen Namen tatsächlich errichtet und muß sie
diese Tätigkeit später wegen Fehlens der wirt-
schaftlichen Voraussetzungen (Wohnungsbedarf
oder Finanzierungsmöglichkeit) zeitweise einstel-
len, so hat sie bei der Landesregierung einen
Antrag auf Bewilligung der Unterbrechung der
Bautätigkeit einzubringen. Die Landesregierung
kann nach Anhörung der nach dem Sitz der
Bauvereinigung zuständigen Finanzlandesdirek-
tion einen Zeitraum von höchstens fünf Jahren
festlegen, innerhalb dessen die Bautätigkeit unter-
brochen werden darf.

Personenkreis

§ 8. (1) Eine Bauvereinigung darf die Über-
lassung von Wohnungen zum Gebrauch und die
Übertragung des Eigentums oder die Einräu-
mung des Wohnungseigentums nicht auf bestimm-
te Personen, eine bestimmte Anzahl von Personen
oder einen bestimmten Personenkreis beschrän-
ken.

(2) Eine zulässige Beschränkung liegt jedoch
vor, wenn

1. eine Bauvereinigung ihre Tätigkeit auf Ange-
hörige bestimmter Unternehmen (Betriebe)
oder eines bestimmten Berufes beschränkt,

2. eine Bauvereinigung sich verpflichtet, gegen
die Gewährung von angemessenen Finan-
zierungshilfen Wohnungen zur Benützung
durch die in Z. 1 genannten Personen zur
Verfügung zu halten,

3. eine Bauvereinigung in der Rechtsform der
Genossenschaft Wohnungen ausschließlich
ihren Mitgliedern überläßt oder

4. eine Bauvereinigung eine bestimmte Anzahl
von Wohnungen an Personen überläßt, die
von einer Gebietskörperschaft namhaft ge-
macht werden.

Unabhängigkeit von Angehörigen des Baugewer-
bes

§ 9. (1) Die Bauvereinigung darf nicht unter
dem überwiegenden Einfluß von juristischen oder
natürlichen Personen oder deren nahen Ange-
hörigen oder von Personengesellschaften des Han-
delsrechtes stehen, sofern diese ein Unternehmen
des Baugewerbes, der Bauindustrie, der Baumate-
rialienerzeugung oder des Baumaterialienhandels
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oder sonstige Geschäfte für den Wohnungsbau
betreiben oder das Gewerbe eines Immobilien-
maklers, das der Immobilienverwaltung oder der
Personalkreditvermittlung im Sinne der Gewerbe-
ordnung 1973 ausüben. Das gleiche gilt für Per-
sonen, die hauptberuflich auf einem einschlägigen
Fachgebiet die Tätigkeit eines selbständigen. Zivil-
technikers im Sinne des Ziviltechnikergesetzes,
BGBl Kr. 146/1957, ausüben sowie für deren
nahe Angehörige. Die Bestimmung des ersten
Satzes gilt auch hinsichtlich Ton juristischen oder
natürlichen Personen sowie für deren nahe Ange-
hörige sowie hinsichtlich, von Personengesellschaf-
ten des Handelsrechtes, die an einem Unter-
nehmen (Gewerbe) im Sinne des ersten Satzes,
zutreffendenfalls zusammen mit einem, nahen
Angehörigen, zu mehr als einem Viertel betei-
ligt oder Mitglieder eines Organes oder leitende
Angestellte eines solchen Unternehmens (Gewer-
bes) sind. Als nahe Angehörige sind der Ehegatte
und Personen anzusehen, die mit einer dem
Personenkreis dieses Absatzes zuzuzahlenden na-
türlichen Person in gerader Linie oder im
zweiten Grad der Seitenlinie verwandt oder in
gerader Linie verschwägert sind, im Verhältnis
der Wahlkindschaft stehen oder in einer in wirt-
schaftlicher Hinsicht gleich einer Ehe eingerich-
teten Haushaltsgemeinschaft leben.

(2) Überwiegender Einfluß liegt insbesondere
vor, falls Personen im Sinne des Abs. 1 in der
General- oder Hauptversammlung sowie im Vor-
stand oder Aufsichtsrat der Bauvereinigung über
mehr als ein Viertel der Stimmen verfügen.

(3) Die Bauvereinigung darf Rechtsgeschäfte ge-
mäß § 1 Abs. 3 Z. 2 und § 7 mit Mitgliedern
ihres Vorstandes (Geschäftsführung) oder ihres
Aufsichtsrates sowie mit Personen im Sinne des
Abs. 1, die an der Bauvereinigung mit Kapital-
einlagen beteiligt sind, bei sonstiger Rechtsun-
wirksamkeit nur abschließen, wenn der Auf-
sichtsrat dem Vertragsabschluß mit einer Mehr-
heit von mindestens drei Viertel der stimm-
berechtigten Mitglieder zugestimmt hat.

(4) Der Aufsichtsrat kann mit Beschluß, dem
mindestens drei Viertel der stimmberechtigten
Mitglieder zugestimmt haben, den Vorstand oder
die Geschäftsführung ermächtigen, innerhalb eines
bestimmten Zeitraumes summenmäßig begrenzte
Geschäfte der im Abs. 3 genannten Art mit
einer oder mehreren der im Abs. 1 genannten
Personen abzuschließen. Der Beschluß ist nur so-
lange wirksam, als in den Aufsichtsrat kein neues
Mitglied eintritt.

(5) Rechtsgeschäfte der im Abs. 3 bezeichneten
Art dürfen mit Personen im Sinne des Abs. 1,
die dem Vorstand oder dem Aufsichtsrat der
Bauvereinigung angehören, nicht abgeschlossen
werden. Solche Rechtsgeschäfte sind rechtsunwirk-
sam.

(6) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 5 gelten
nicht für Bauvereinigungen von Unternehmen
im Sinne des Abs. 1, die ihre Tätigkeit auf die
Errichtung von Wohnungen für Dienstnehmer
des eigenen Unternehmens beschränken. Gemein-
nützige Bauvereinigungen, Gebietskörperschaften
und juristische Personen, deren sich Gebietskör-
perschaften zur Verwaltung ihrer Beteiligungen
bedienen, zählen nicht zum Personenkreis gemäß
Abs. 1.

Vermögensrechtliche Behandlung der Mitglieder

§ 10. (1) Vom jährlichen Gewinn darf insge-
samt nur ein Betrag ausgeschüttet werden, der,
bezogen auf die Summe der eingezahlten Ge-
nossenschaftsanteile (Stammkapital, Grundkapi-
tal), des Eckzinssatz gemäß § 20 des Kredit-
wesengesetzes, BGBl. Nr. 63/1979, um nicht mehr
als 1 v. H. übersteigt. Überdies dürfen die Mit-
glieder (Genossenschafter, Gesellschafter) vermö-
gensrechtliche Vorteile nur in dem Umfang er-
halten, als diese als angemessene Gegenleistung
für eine besondere von ihnen erbrachte geldwerte
Leistung anzusehen sind.

(2) Mitglieder einer Bauvereinigung dürfen im
Falle ihres Ausscheidens nicht mehr als die ein-
gezahlten Einlagen und ihren Anteil am ver-
teilbaren Gewinn erhalten.

(3) Im Falle der Auflösung der Bauvereinigung
dürfen deren Mitglieder nicht mehr als die von
ihnen eingezahlten Einlagen und ihren Anteil am
verteilbaren Gewinn erhalten.

(4) Als eingezahlt im Sinne der Abs. 1 bis 3,
gelten nicht die aus einer Kapitalberichtigung
stammenden Beträge.

Behandlung des Vermögens bei Auflösung der
Bauvereinigung

§ 11. (1) Bei Auflösung einer Bauvereinigung
ist das nach Rückzahlung der Anteile an die
Mitglieder verbleibende Restvermögen für
Zwecke des gemeinnützigen Wohnungswesens zu
verwenden.

(2) Die Bestimmungen über die Verwendung
des Restvermögens trifft die Landesregierung nach
Anhörung der Organe der zu liquidierenden
Bauvereinigung, des zuständigen Revisionsver-
bandes und der nach dem Sitz der zu liqui-
dierenden Bauvereinigung zuständigen Finanz-
landesdirektion unter Bedachtnahme auf die Be-
stimmungen des Genossenschaftsvertrages (Gesell-
schaftsvertrag, Satzung). Der Rechtsträger, dem
das Restvermögen zufällt, hat Rechte und Ver-
pflichtungen, insbesondere jene, die sich aus den
§§ 14 und 17 ergeben, zu übernehmen.

Aufsichtsrat

§ 12. Gemeinnützige Bauvereinigungen müssen,
sofern nicht schon in anderen Rechtsvorschriften
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die Einrichtung eines Aufsichtsrates vorgesehen
ist, einen aus mindestens drei Mitgliedern beste-
henden Aufsichtsrat haben.

Überlassung von Räumlichkeiten und Liegen-
schaften

§ 13. (1) Gemeinnützige Bauvereinigungen
haben für die Überlassung des Gebrauchs einer
Wohnung oder eines Geschäftsraumes aus dem
Titel eines Miet- oder sonstigen Nutzungsver-
trages, für die Übertragung des Eigentums (Mit-
eigentum) an einer Baulichkeit oder für die Ein-
räumung des Wohnungseigentums an einer Woh-
nung, einem Geschäftsraum oder an Einstellplät-
zen (Garagen) und Abstellplatzen ein angemesse-
nes Entgelt (Preis) zu vereinbaren, das nicht
höher, aber auch nicht niedriger angesetzt wer-
den darf, als es zur Deckung der Aufwendun-
gen für die Bewirtschaftung der Baulichkeit und
unter Berücksichtigung eines im Sinne der Grund-
sätze des § 23 gerechtfertigten Betrages zur Dek-
kung der Kosten der Wirtschaftsführung der Bau-
vereinigung sowie nach den Grundsätzen einer
ordnungsmäßigen Wirtschaftsführung zur Bil-
dung von Rücklagen erforderlich ist.

(2) Der Berechnung des Entgelts (Preis) ge-
mäß Abs. 1 sind die für die widmungsgemäße
Benützung der Baulichkeit aufgewendeten Bau-
kosten einschließlich notwendiger Rückstellun-
gen, die Grundkosten und die Aufschließungs-
kosten und sonstige Kosten, soweit sie für die
Errichtung und Bewohnbarmachung der Baulich-
keit erforderlich sind, wie Bauverwaltungs- und
Finanzierungskosten, zugrunde zu legen; hiebei
sind die Grundkosten mit den Kosten des Grund-
erwerbs unter Bedachtnahme auf die in der
Zwischenzeit eingetretene Änderung des Geld-
wertes (S 17 Abs, 4 zweiter Satz) zuzüglich einer
Abgeltung für notwendige und nützliche Auf-
wendungen, höchstens jedoch mit dem Verkehrs-
wert zu berücksichtigen. Maßgebend sind die
Verhältnisse zum Zeitpunkt der ersten Überlas-
sung des Gebrauchs, der Übertragung des Eigen-
tums (Miteigentum) oder Einräumung des Woh-
nungseigentums.

(3) Der Bundesminister für Bauten und Tech-
nik kann durch Verordnung Richtlinien erlassen,
welche auf der Grundlage der vorstehenden Ab-
sätze und unter Beachtung der $§ 14 und 15
nähere Bestimmungen für die Berechnung des
Entgelts (Preis) zu enthalten haben. Dabei ist
auch von durchschnittlichen Betriebsverhältnis-
sen gemeinnütziger Bauvereinigungen auszugehen.
Vor Erlassung der Verordnung ist auch jeder
gemäß § 5 Abs. 1 anerkannte Revisionsverband
anzuhören.

Berechnung des Entgelts

§ 14. (1) Das angemessene Entgelt für die
Überlassung des Gebrauchs einer Wohnung oder

eines Geschäftsraumes ist mit der Besonderheit,
daß bei einzelnen Betriebskostenarten und bei
den Kosten für den Betrieb gemeinschaftlicher
Anlagen die Berechnung auch nach dem Ver-
hältnis der unterschiedlichen Nutzungsmöglich-
keiten erfolgen kann, unter Bedachtnahme auf
§ 13 nach dem Verhältnis der Nutzflächen zu
berechnen, sofern nicht zwischen der Bauver-
einigung und allen Mietern oder sonstigen Nut-
zungsberechtigten einer Baulichkeit schriftlich ein
anderer Aufteilungsschlüssel vereinbart wurde.
Die vom Mieter oder sonstigen Nutzungsberech-
tigten vor Abschluß des Vertrages oder zu die-
sem Anlaß zusätzlich erbrachten Beitrage zur Fi-
nanzierung des Bauvorhabens sind bei der Be-
rechnung des Entgelts betragsmindernd zu be-
rücksichtigen. Bei der Berechnung des Entgelts
dürfen angerechnet werden:

1. ein Betrag für die Absetzung für Abnüt-
zung, deren Ausmaß sich nach den Grund-
sätzen einer ordnungsmäßigen Wirtschafts-
führung bestimmt; weicht die Tilgung der
Fremdmittel einschließlich der Darlehen aus
öffentlichen Mitteln von der Absetzung für
Abnützung, ab, ist diese Tilgung anstelle der
Absetzung für Abnützung anzurechnen;

2. die auf Grund des Schuldscheines (der Schuld-
scheine) vorzunehmende Verzinsung der
Fremdmittel einschließlich der Darlehen aus
öffentlichen Mitteln;

3. die angemessene Verzinsung der Eigenmit-
tel, wobei im Falle der Errichtung von Woh-
nungen, Eigenheimen, Heimen und Ge-
schäftsräumen die Zinsen den Eckzinssatz
gemäß § 20 des Kreditwesengesetzes um
höchstens 1 v. H. jährlich übersteigen dür-
fen;

4. im Falle der Einräumung eines Baurechtes,
der Bauzins;

5. ein angemessener Betrag zur Bildung einer
Rückstellung zur ordnungsmäßigen Erhal-
tung und für in absehbarer Zeit vorzuneh-
mende nützliche Verbesserungen geringeren
Umfanges sowie zur Deckung der vom Ent-
gelt zu entrichtenden Umsatzsteuer, sofern
sie nach Maßgabt des Art. XII Z. 2 des
Bundesgesetzes über die Einführung des Um-
satzsteuergesetzes 1972, BGBL Nr. 224/1972,
nicht angerechnet werden darf; die Rück-
stellung darf zur Deckung der Kosten von
Verbesserungsarbeiten nur dann verwendet
werden, wenn die ordnungsmäßige Erhaltung
gewährleistet ist;

6. ein im Sinne der Grundsätze des § 23 ge-
rechtfertigter Betrag zur Deckung der Ver-
waltungskosten;

7. ein Betrag zur Deckung der sonstigen Be-
triebskosten im Sinne des Mietengesetzes,
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BGBl. Nr. 210/1929, der Kosten für den
Betrieb gemeinschaftlicher Anlagen sowie zur
Deckung der von der Liegenschaft laufend zu
entrichtenden öffentlichen Abgaben;

8. Rücklagen im Ausmaß von höchstens 2 v. H.
der Beträge aus Z. 1 bis 5 und

9. die Umsatzsteuer gemäß dem Umsatzsteuer-
gesetz 1972, BGBl. Nr. 223, unter Berück-
sichtigung des Art. XII Z. 2 des Bundes-
gesetzes über die Einführung des Umsatz-
steuergesetzes 1972.

Ändern sich die der Berechnung des Entgelts
zugrunde zu legenden Beträge, so ändert sich das
Entgelt entsprechend.

(2) Reicht die Rückstellung zur ordnungsmäßi-
gen Erhaltung auch unter Einrechnung der Ein-
nahmen aus der Veranietung oder Überlassung
von Dach- oder Fassadenflächen zu Werbezwek-
ken zur ordnungsmäßigen Erhaltung der Bau-
lichkeit oder von Baulichkeiten, sofern diese hin-
sichtlich der Berechnung des Entgelts eine wirt-
schaftliche Einheit bilden, nicht aus, so kann
die Bauvereinigung oder mindestens ein Drittel
der Mieter oder sonstigen Nutzungsberechtigten
bei Gericht zur Deckung des Fehlbetrages eine
Erhöhung des Betrages nach Abs. 1 Z. 5 be-
gehren. Das Gericht hat darüber zu entscheiden,
von wann an und in welchem Umfang dieser
Betrag erhöht wird und unter Bedachtnahme auf
die wirtschaftliche Lage der Mieter und sonstigen
Nutzungsberechtigten auf welche Zeit der er-
höhte Betrag zu entrichten ist; der Zeitraum
darf aber zehn Jahre nicht übersteigen. Der er-
höhte Betrag ist für alle Mieter oder sonstigen
Nutzungsberechtigten im gleichen Verhältnis zum
bisher Geleisteten festzusetzen. Im übrigen gelten
die §§ 6 Abs. 3 und 7 Abs. 4 und 5 des Mieten-
gesetzes sinngemäß. Vereinbarungen mit allen
Mietern oder sonstigen Nutzungsberechtigten
über die Erhöhung des Betrages nach Abs. 1
Z. 5 sind zulässig.

(3) Beträge, die zur Tilgung und Verzinsung
von rückzuzahlenden Eigen- oder Fremdmitteln
zur Senkung des Entgelts gegeben wurden, sind
bei der Berechnung des Entgelts betragsmindernd
zu berücksichtigen und können ab dem Zeitpunkt
der vereinbarten Rückzahlung nach Maßgabe der
übrigen vertraglichen Vereinbarungen bei der
Berechnung des Entgelts angerechnet werden.

(4) Beträge gemäß Abs. 1 Z. 1 und 2, die
nicht mehr zur Verzinsung und Tilgung von
Fremdmitteln einschließlich von Darlehen aus
öffentlichen Mitteln verwendet werden, können
unverändert der Berechnung des Entgelts zu-
grunde gelegt werden. Diese Beträge sind un-
beschadet der Bestimmung des Abs. 3

1. zur verstärkten Tilgung anderer noch aus-
haftender Fremdmittel, soweit Vertragsbe-
stimmungen dem nicht entgegenstehen,

2. weiters zur verstärkten Tilgung von noch
aushaftenden Darlehen aus öffentlichen Mit-
teln zu verwenden,

3. sodann für fünf Jahre der Rückstellung nach
Abs. 1 Z. 5 und

4. danach Rücklagen zuzuführen.

(5) Unterliegt ein Objekt den Bestimmungen
des Mietengesetzes über die Mietzinsbildung oder
dem § 32 Abs. 8 des Wohnbauförderungsgesetzes
1968 oder den aufrechterhaltenen Bestimmun-
gen des Wohnhaus-Wiederaufbaugesetzes, BGBl.
Nr. 130/1948, über die Berechnung des Haupt-
mietzinses oder dem Zinsstoppgesetz, BGBl.
Nr. 132/1954, so richtet sich das Entgelt (Miet-
zins) nach den genannten jeweils in Betracht kom-
menden Vorschriften.

(6) Das Entgelt für die Benützung von Ein-
stellplätzen (Garagen) und Abstellplätzen ist an-
gemessen, wenn es das ortsübliche Entgelt nicht
überschreitet. Ändern sich die in den nachfol-
genden Z. 1 und 2 angeführten Beträge, so än-
dert sich das Entgelt im Ausmaß der Verände-
rungen dieser Entgeltbestandteile.

Das Entgelt ist zu verwenden:
1. zur Deckung der Betriebskosten für jene

Baulichkeit, der die Errichtungskosten der
Einstellplätze (Garagen) oder Abstellplätze
zugerechnet wurden,

2. zur Deckung der Verwaltungskosten im in
der Verordnung gemäß § 13 Abs. 3 fest-
gesetzten Ausmaß und

3. für die Rückstellung zur ordnungsmäßigen
Erhaltung (Abs. 1 Z. 5) dieser Baulichkeit.

Der Betrag nach Z. 1 ist bei erstmaliger Fest-
setzung des Entgelts im Ausmaß von 25 v. H.
des Entgelts zu berechnen und ändert sich im
Verhältnis der Veränderung der Betriebskosten.

Berechnung des Preise*

§ 15. (1) Der Preis für die Übertragung des
Eigentums (Miteigentums) an Wohnhäusern,
Heimen, Geschäftsräumen, Gemeinschaftseinrich-
tungen, Einstellplätzen (Garagen), Abstellplätzen
oder für die Einräumung des Wohnungseigentums
ist angemessen, wenn er unter Bedachtnahme auf
§ 13 gebildet wird. Wird ein Miteigentumsanteil
übertragen, so gilt der dem Anteil entsprechende
Betrag als angemessener Preis.

(2) In der Verordnung gemäß § 13 Abs. 3
ist bei der Erstellung der Richtlinien für die Er-
mittlung des Preises auf die Bildung einer Rück-
lage nach den Grundsätzen einer ordnungsmäßi-
gen Wirtschaftsführung Bedacht zu nehmen.

Nutzfläche

§ 16. (1) Der Anteil eines Miet- oder son-
stigen Nutzungsgegenstandes an den Gesamtko-
sten des Hauses bestimmt sich nach dem Ver-
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hältnis der Nutzfläche des Miet- oder sonstigen
Nutzungsgegenstandes zur Nutzfläche aller in
Bestand oder sonstige Nutzung gegebenen oder
hiezu geeigneten Wohnungen, Wohnräume und
sonstigen Räumlichkeiten des Hauses, wobei
Hausbesorgerwohnungen, für die kein besonderes
Entgelt zu entrichten ist, außer Betracht bleiben.

(2) Die Nutzfläche, die in Quadratmetern aus-
zudrücken ist, ist die gesamte Bodenfläche eines
Miet- oder sonstigen Nutzungsgegenstandes ab-
züglich der Wandstärken und der im Verlauf
der Wände befindlichen Durchbrechungen (Aus-
nehmungen). Treppen, offene Balkone und Ter-
rassen sowie Keller- und Dachbodenräume, so-
weit sie ihrer Ausstattung nach nicht für Wohn-
oder Geschäftszwecke geeignet sind, sind bei der
Berechnung der Nutzfläche nicht zu berücksich-
tigen. Die Nutzfläche ist auf Grund des behörd-
lich genehmigten Bauplans zu berechnen, es sei
denn, daß eine Abweichung vom behördlich ge-
nehmigten Bauplan um mehr als 2 v. H. er-
wiesen wird; in diesem Fall ist die Nutzfläche
nach dem Naturmaß zu berechnen.

Rückzahlung von Beitragen

§ 17. (1) Im Falle der Auflösung eines Miet-
oder sonstigen Nutzungsvertrages hat der aus-
scheidende Mieter oder sonstige Nutzungsberech-
tigte einen Anspruch auf Rückzahlung der von
ihm zur Finanzierung des Bauvorhabens neben
dem Entgelt geleisteten Beträge, vermindert um
die ordnungsmäßige Absetzung für Abschreibung
im gemäß Abs. 4 festgesetzten Ausmaß.

(2) Falls die Bauvereinigung für den Miet-
oder sonstigen Nutzungsgegenstand einen neuen
Vertrag abschließt, hat der ausscheidende Mieter
oder sonstige Nutzungsberechtigte einen An-
spruch auf den vom nachfolgenden Mieter oder
sonstigen Nutzungsberechtigten geleisteten Be-
trag. Die Bauvereinigung darf einen neuen Miet-
oder sonstigen Nutzungsvertrag bis zum Ablauf
von drei Monaten nach Räumung des Miet- oder
sonstigen Nutzungsgegenstandes nur abschließen,
wenn sich der nachfolgende Mieter oder sonstige
Nutzungsberechtigte verpflichtet, eine Leistung
in dem gemäß Abs. 4 ermittelten Ausmaß zu
erbringen, es sei denn, daß der Ausscheidende
einer anders lautenden Vereinbarung schriftlich
zustimmt.

(3) Der Betrag gemäß Abs. 1 ist binnen acht
Wochen nach Räumung des Miet- oder sonstigen
Nutzungsgegenstandes an den ausscheidenden
Mieter oder sonstigen Nutzungsberechtigten aus-
zuzahlen. Der Betrag gemäß Abs. 2 ist unter
Bedachtnahme auf Zahlungen nach Abs. 1 inner-
halb von 14 Tagen ab Leistung durch den nach-
folgenden Mieter oder sonstigen Nutzungsbe-
rechtigten an den Ausscheidenden zu bezahlen.
Die Bauvereinigung ist verpflichtet, alle geeig-
neten Schritte zur Hereinbringung der vertrag-

lich vereinbarten Leistungen zu unternehmen.
Wird von der Bauvereinigung ein neuer Miet-
oder sonstiger Nutzungsvertrag innerhalb von
drei Monaten ab Räumung des Miet- oder son-
stigen Nutzungsgegenstandes nicht abgeschlossen,
so hat der ausgeschiedene Mieter oder sonstige
Nutzungsberechtigte für einen Zeitraum von
drei Monates ein Vorschlagsrecht für den nach-
folgenden Mieter oder sonstigen Nutzungsberech-
tigten. Die Bauvereinigung kann den vorgeschla-
genen Mieter oder sonstigen Nutzungsberech-
tigten nur aus triftigen, ihren Interessen zu-
widerlaufenden Gründen oder dann ablehnen,
falls sie mit einer anderen Person ab dem Vor-
geschlagenen einen Miet- oder sonstigen Nut-
zungsvertrag abschließt.

(4} Die Beträge gemäß Abs. 1 sind mit 2 v. H.
pro Jahr, gerechnet ab Erteilung der baubehörd-
lichen Benützungsbewilligung, bei allfälligem
früheren Beziehen der Baulichkeit ab diesem
Zeitpunkt abzuschreiben. Der so ermittelte Be-
trag ist mit jenem Faktor aufzuwerten, der sich
aus der Veränderung des vom Österreichischen
Statistischen Zentralamt verlautbarten Verbrau-
cherpreisindex' 1976 oder der jeweils vorange-
gangenen Indizes oder der an seine Stelle getre-
tenen Indizes ergibt. Der Berechnung der Auf-
wertung ist der Indexwert des Monats, in dem
die baubehördliche Benützungsbewilligung erteilt
wurde oder — falls die Baulichkeit früher bezo-
gen wurde — in dem der Bezug des Miet- oder
sonstigen Nutzungsgegenstandes erfolgte und der
Indexwert des der Räumung des Miet- oder
sonstigen Nutzungsgegenstandes zweitvorange-
gangenen Monats zugrunde zu legen. Bei der
Berechnung des aufzuwertenden Betrages haben
Eigenmittelersatzdarlehen gemäß § 11 des Wohn-
bauförderungsgesetzes 1968 außer Betracht zu
bleiben.

(5) Bei Baulichkeiten, für die die baubehörd-
liche Benützungsbewilligung vor dem 1. Jän-
ner 1955 erteilt wurde, finden die Bestimmungen
der Abs. 1 und 2 keine Anwendung.

(6) Sämtliche vom Mieter oder sonstigen Nut-
zungsberechtigten neben dem Entgelt zu erbrin-
gende Beträge haben auf einer Berechnungsgrund-
lage (Preisbasis) zu beruhen, die nicht länger als
ein Jahr, gerechnet vom Vertragsabschluß, zu-
rückliegt. Die geleisteten Beträge sind im Falle
der Vertragsauflösung vor Baubeginn zurück-
zuerstatten und mit dem Eckzinssatz gemäß
§ 20 des Kreditwesengesetzes jährlich zu verzin-
sen.

Zwingende Vertragsbestimmungen

§ 18. In Verträgen im Sinne des § 13 Abs. 1
sind die zu erbringenden Grund- und Baukosten
getrennt anzuführen und Berechnungsgrundlagen
(Preisbasis) aufzunehmen, die nicht länger als ein
Jahr, gerechnet vom Vertragsabschluß, zurücklie-
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gen und die, sofern mit der Bauführung nicht
innerhalb eines Jahres begonnen wird, mit Bau-
beginn entsprechend berichtigt werden. Ferner
sind in den Miet- und sonstigen Nutzungsver-
trägen der in § 17 Abs. 4 erster Satz angeführte
Zeitpunkt sowie jene Beträge anzuführen, die im
Zusammenhang mit dem erstmaligen Bezug des
Miet- oder sonstigen Nutzungsgegenstandes als
Grund- und Baukostenbeiträge zu leisten waren
oder sind.

Jährliche Abrechnungen

§ 19. (1) Eine die Baulichkeit verwaltende Bau-
vereinigung hat die Interessen aller Mieter oder
sonstigen Nutzungsberechtigten zu wahren so-
wie spätestens zum 30. Juni eines jeden Jahres
jedem Mieter oder sonstigen Nutzungsberechtig-
ten je eine Abrechnung über die Entgeltbestand-
teile nach § 14 Abs. 1 1 5 einschließlich der
Einnahmen aus der Vermietung oder Überlas-
sung von Dach- oder Fassadenflächen zu Werbe-
zwecken und nach § 14 Abs. 1 Z. 7 für das vor-
ausgegangene Kalenderjahr zu legen und in ge-
eigneter Weise Einsicht in die Belege zu gewäh-
ren. Ebenso sind die nach § 14 Abs. 6 einfließen-
den Beträge einzurechnen. Auf Verlangen der
Mieter oder sonstigen Nutzungsberechtigten sind
von den eingesehenen Belegen auf ihre Kosten
Abschriften (Ablichtungen) anfertigen zu lassen.
Je ein Exemplar der Abrechnung ist beim Haus-
besorger oder an sonst geeigneter Stelle zur Ein-
sicht aufzulegen. Soweit gegen die gelegten Ab-
rechnungen nicht binnen vier Monaten ab Auf-
lage begründete Einwendungen erhoben werden,
gelten sie als endgültig geprüft und anerkannt.

(2) Kommt die Bauvereinigung der im Abs. 1
ausgesprochenen Verpflichtung zur Abrechnung
und Einsichtsgewährung nicht nach, so ist sie auf
Antrag eines Mieters oder sonstigen Nutzungs-
berechtigten vom Gericht dazu zu verhalten.
§ 29 des Mietengesetzes gilt sinngemäß.

Kündigungsbeschränkungen zugunsten von Nut-
zungsberechtigten

§ 20. (1) Soweit auf den Nutzungsvertrag über
eine Wohnung (Geschäftsraum) die Bestimmun-
gen des Mietengesetzes nicht Anwendung finden,
gelten die Vorschriften über die Kündigungsbe-
schränkungen (§§ 19 bis 23 des Mietengesetzes,
ausgenommen § 21 Abs. 2 letzter Satz) nach
Maßgabe der folgenden Absätze sinngemäß, es
sei denn, daß der Nutzungsgegenstand nach dem
31. Dezember 1967 durch Neu-, Um-, Auf-, Ein-
oder Zubau ohne Zuhilfenahme öffentlicher Mit-
tel neu geschaffen wurde oder wird.

(2) Die Aufhebung der Mitgliedschaft zur Ge-
nossenschaft durch diese bewirkt die Auflösung
des Nutzungsvertrages nur dann, wenn der

Grund zur Aufhebung einem wichtigen Grund
im Sinne des § 19 des Mietengesetzes gleichzu-
halten ist.

(3) Beschränkt eine Genossenschaft auf Grund
ihrer Satzung oder zufolge ihres tatsächlichen
Geschäftsbetriebes ihre Tätigkeit auf einen be-
stimmten Personenkreis im Sinne des § 8 Abs. 2
Z. 1 oder 2, so kann ein Eintritt in den Nut-
zungsvertrag nur gemäß § 19 Abs. 2 Z. 11 des
Mietengesetzes geltend gemacht werden, und
zwar nur vom Ehegatten, von Verwandten in
absteigender Linie oder Wahlkindern und, so-
fern solche Personen nicht vorhanden oder nicht
eintrittsberechtigt sind, von der Person, die mit
dem bisherigen Nutzungsberechtigten bis zu sei-
nem Tode durch mindestens fünf Jahre hindurch
in der Wohnung in einer in wirtschaftlicher Hin-
sicht gleich einer Ehe eingerichteten Haushalts-
gemeinschaft lebte.

(4) Überdies kann eine Genossenschaft ver-
langen, daß in allen Fällen des Eintritts (§ 19
Abs. 2 Z. 11 und Abs. 4 des Mietengesetzes) nur
eine Person in den Nutzungsvertrag eintritt. Be-
werben sich mehrere Personen um den Eintritt,
so tritt der eintrittsberechtigte Angehörige in den
Nutzungsvertrag ein, den die Genossenschaft als
Mitglied aufnimmt.

Rechtsunwirksame Vereinbarungen

§ 21. (1) Vereinbarungen einer Bauvereinigung
mit einem Mieter, sonstigen Nutzungsberechtig-
ten oder Erwerber einer Liegenschaft (Liegen-
schaftsanteiles) sind insoweit rechtsunwirksam,
als sie

1. zum Nachteil des Vertragspartners der Bau-
vereinigung von den Bestimmungen der
§§ 14 bis 20 und 22 abweichen,

2. die dem Erwerber eines Siedlungshauses
nach den §§ 918 bis 921, 932 und 934 ABGB
zustehenden Rechte beschränken,

3. anläßlich der Übertragung eines Siedlungs-
hauses die Unkündbarkeit von Verwaltungs-
verträgen für eine fünf Jahre übersteigende
Frist vorsehen oder

4. Vereinbarungen vorsehen, die geeignet sind,
die dem Eigentümer eines Siedlungshauses
zustehenden Nutzungs- und Verfügungs-
rechte aufzuheben oder zu beschränken, wie
insbesondere Vereinbarungen über Vor- und
Wiederkaufsrechte.

(2) Die Bauvereinigung ist verpflichtet, im
Falle der Übertragung des Eigentums an einem
Siedlungshaus ohne Verzug, längstens jedoch
innerhalb eines Jahres nach Erteilung der Be-
nützungsbewilligung, bei allfälligem früheren Be-
ziehen nach diesem Zeitpunkt, die zur Einver-
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leibung des Eigentumsrechtes erforderlichen An-
trägt zu stellen und die hiefür notwendigen
Urkunden zu errichten, sofern nicht sonstige
gesetzliche Vorschriften entgegenstehen.

(3) Ist die Bauvereinigung mit der Stellung
der Anträge oder Errichtung der Urkunden nach
Abs. 2 säumig, so kann der Erwerber eines
Siedlungshauses die Bauvereinigung auf die Ein-
willigung in die Einverleibung seines Eigentums-
rechtes bei dem Bezirksgericht klagen, in dessen
Sprengel das Siedlungshaus gelegen ist. Auf dieses
Verfahren finden die Bestimmungen der Juris-
diktionsnorm, RGBl. Nr, 111/1895, insbesondere
deren § 60 Abs. 2, und die Zivilprozeßordnung,
RGBl. Nr. 113/1895, mit der Maßgabe Anwen-
dung, daß § 25 Abs. 2 und 3 des Wohnungs-
eigentumsgesetzes 1975, BGBl. Nr. 417, sinn-
gemäß gilt.

Verfahren

§ 22. (1) Über Anträge in den im folgenden
angeführten Angelegenheiten entscheidet im Ver-
fahren außer Streitsachen das für Zivilrechts-
sachen zuständige Bezirksgericht, in dessen Spren-
gel die Baulichkeit gelegen ist:

1. Feststellung der Zulässigkeit des von der
Bauvereinigung nach § 14 begehrten Ent-
gelts;

2. Entscheidung über Anträge nach $ 14 Abs. 2;
3. Feststellung der Zulässigkeit des von der

Bauvereinigung nach $ 15 begehrten Preises;
4. Entscheidung über Anträge nach § 19;
S.Feststellung des nach $ 17 zurückzuzahlen-

den Betrages.

(2) Bei einem Antrag nach Abs. 1 Z. 1 oder 3,
womit die Überprüfung der Zulässigkeit des Ent-
gelts oder Preises mit der Behauptung begehrt
wird, die Berechnung verstoße gegen § 13, weil
die Baukostenverrechnung nicht vollständig oder
nicht richtig sei oder Leistungen enthalte, die
nicht oder nicht vollständig erbracht worden
seien, gilt folgendes:

1. der belangten Bauvereinigung ist die Vor-
lage der Endabrechnung über die gesamten
Baukosten aufzutragen; der Vorlage ist ein
Verzeichnis aller Vertragspartner im Sinne
des § 13 Abs. 1 der Bauvereinigung in diesem
Zeitpunkt anzuschließen;

2. nach Vorlage der Unterlagen nach Z. 1 ist
dem Antragsteller aufzutragen, binnen sechs
Monaten die behaupteten Berechnungsfehler
kurz und vollständig anzugeben; gleichzeitig
ist den von der Bauvereinigung genannten
sowie dem Gericht sonst bekanntgewordenen
übrigen Vertragspartnern im Sinne des § 13
Abs. 1 mitzuteilen, daß sie berechtigt sind,
in gleicher Weise behauptete Berechnungs-
fehler binnen sechs Monaten anzugeben;

3. sodann hat das Gericht nach Durchführung
einer mündlichen Verhandlung durch ge-
sondert anfechtbaren Beschluß die Tatsachen,
über welche auf Grund der Einwendungen
nach Z. 2 Beweis zu erheben ist, genau zu
bezeichnen;

4. nach Rechtskraft des Beschlusses nach Z. 3
ist ein zur Deckung der zur Durchführung
eines Sachverständigenbeweises erforderlicher
Kostenvorschuß zur Hälfte der Bauvereini-
gung und zur Hälfte den Parteien aufzu-
erlegen, die Einwendungen nach Z. 2 er-
hoben haben.

(3) Ein Antrag im Sinne des Abs. 2 kann nur
innerhalb von drei Jahren nach Erteilung der
baubehördlichen Benützungsbewilligung, bei all-
fälligem früheren Beziehen der Baulichkeit ab
diesem Zeitpunkt gestellt werden.

(4) Im übrigen gelten in den im Abs. 1 ange-
führten Verfahren die allgemeinen Bestimmungen
über das Verfahren außer Streitsachen mit folgen-
den Besonderheiten:

1. Die Bauvereinigung hat in den Verfahren
nach Abs. 1 Z. 1 bis 4, soweit nicht Abs. 2
Z. 1 anzuwenden ist, ein Verzeichnis aller
betroffenen Vertragspartner im Zeitpunkt
der Antragstellung vorzulegen;

2. ist ein Verfahren nach Abs. 1 Z. 1 bis 4
anhängig, so sind weitere Anträge, die den
gleichen Anspruch betreffen, zu verbinden;

3. von Anträgen nach Abs. 1 Z. 1 bis 4 sind
außer der Bauvereinigung und dem Antrag-
steller die übrigen Parteien der Baulichkeit
oder der Baulichkeiten, sofern sie hinsicht-
lich der Berechnung des Entgelts (Preis) eine
wirtschaftliche Einheit bilden, mit dem Bei-
fügen zu verständigen, daß es ihnen frei-
steht, sich schriftlich zu äußern oder bei
der mündlichen Verhandlung zu erscheinen;
die Benachrichtigung kann durch deutlich
sichtbaren Anschlag in der Baulichkeit oder
in den Baulichkeiten bewirkt werden;

4. sind zur Entscheidung Ermittlungen oder
Beweisaufnahmen notwendig, so hat der
Entscheidung eine mündliche Verhandlung
voranzugehen;

5. soweit Abs. 2 nicht anderes bestimmt, sind
die Bestimmungen der Zivilprozeßordnung
über die Protokolle, die Beweise, die Be-
schlüsse, dal Rechtsmittel des Rekurses —
mit Ausnahme der Bestimmung über die
Unterfertigung eines schriftlichen Rekurses
durch einen Rechtsanwalt — und über die
mutwillige Prozeßführung ($ 408) anzu-
wenden;

6. inwieweit die Kosten des Verfahrens von
einer Partei zu ersetzen oder unter die
Parteien zu teilen sind, hat das Gericht unter
sinngemäßer Anwendung der §§ 41 ff. der
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Zivilprozeßordnung zu entscheiden; die
Kosten rechtsfreundlicher Vertretung hat
jede Partei selbst zu tragen;

7. eine Verweisung auf den Rechtsweg ist nicht
zulässig;

8. die rechtskräftigen Entscheidungen über An-
träge nach Abs. 1 Z. 1 bis 4 binden neben
den Parteien des Verfahrens auch die sonst
betroffenen Vertragspartner der Bauvereini-
gung und bilden einen Exekutionstitel nach
der Exekutionsordnung, sofern nach der Art
der Entscheidung eine Exekution in Betracht
kommt;

9. in Verfahren über Anträge nach Abs. 1
Z. 2 sind die §§ 27 und 28 des Mieten-
gesetzes sinngemäß anzuwenden;

10. überdies sind die §§ 36 und 37 des Mieten-
gesetzes anzuwenden.

(5) Das Verfahren über einen Rechtsstreit ist
zu unterbrechen, wenn die Entscheidung von
einer Vorfrage abhängt, über die ein Verfahren
nach Abs. 1 Z. 1 bis 4 bereits anhängig ist. Ist in
einem Rechtsstreit wegen Kündigung oder Räu-
mung die Höhe des geschuldeten Entgelts strit-
tig, so gilt § 21 Abs. 2 letzter S a t z des Mieten-
gesetzes nicht. Das Gericht bat den Rechtsstreit
zu unterbrechen und dem Beklagten eine Frist
von sechs Wochen zur Einleitung eines Verfah-
rens nach Abs. 1 Z. 1 zu setzen.

Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung und Ver-
waltung

§ 23. (1) Geschäftsführung und Verwaltung
einer gemeinnützigen Bauvereinigung müssen den
Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit
und Zweckmäßigkeit entsprechen.

(2) Der Bundesminister für Bauten und Tech-
nik kann durch Verordnung Richtlinien erlassen,
die unter Berücksichtigung branchenüblicher Ver-
hältnisse Regelungen zur Sicherung einer ord-
nungsmäßigen Geschäftsführung und Geschäfts-
gebarung zu enthalten haben. Vor Erlassung der
Verordnung ist auch jeder gemäß § 5 Abs. 1, an-
erkannte Rervisionsverband anzuhören.

Zuverlässigkeit der Verwaltung

§ 24. Es dürfen keine Tatsachen vorliegen,
welche die Annahme rechtfertigen, daß ein dem
satzungsmäßigen Zweck oder den guten Sitten
entsprechender Geschäftsbetrieb nicht stattfindet
oder nicht stattfinden wird. Im Vorstand, im
Aufsichtsrat, als Geschäftsführer, Prokurist oder
Handlungsbevollmächtigter der Bauvereinigung
dürfen nur Personen tätig sein, bei denen keine
Tatsachen vorliegen, die Zweifel an ihrer ge-
schäftlichen Zuverlässigkeit rechtfertigen. Mit der
Geschäftsführung dürfen nur Personen betraut

werden, die nach ihrer Ausbildung oder ihrer
beruflichen Tätigkeit Gewähr für eine ordnungs-
mäßige Geschäftsführung bieten.

Entschädigung und Reisegebühren der Funktio-
näre

§ 25. Die Vergütung für die Tätigkeit der Mit-
glieder des Vorstandes, auf die § 26 nicht anzu-
wenden ist, und der Mitglieder des Aufsichtsra-
tes einer Genossenschaft, einer Gesellschaft mit
beschränkter Haftung oder einer Aktiengesell-
schaft muß in einem angemessenen Verhältnis
zur finanziellen Leistungskraft der Bauvereini-
gung stehen. Reisegebühren für die vorgenann-
ten Funktionäre gemeinnütziger Bauvereinigun-
gen dürfen den Höchstsatz der Gebühren für
Bundesbeamte der Dienstklasse IX nicht über-
schreiten.

Dienstverträge von Funktionären und Angestell-
ten

§ 26. (1) Vereinbarungen über Dienstbezüge,
Reisegebühren und über den Ruhegenuß in
Dienstverträgen mit Mitgliedern des Vorstandes
einer Genossenschaft oder einer Aktiengesell-
schaft oder mit Geschäftsführern einer Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung oder Angestell-
ten gemeinnütziger Bauvereinigungen müssen in
einem angemessenen Verhältnis zur finanziellen
Leistungskraft der Bauvereinigung stehen.

(2) Soweit durch Kollektivvertrag nicht ande-
res bestimmt ist, dürfen die monatlichen Dienst-
bezüge (Reisegebühren) der in Abs. 1 angeführ-
ten Personen den Endbruttobezug (den Höchst-
satz) für Bundesbeamte der Dienstklasse IX
nicht übersteigen. Der Ruhegenuß darf diesfalls
unter Anrechnung der Bezüge aus einer gesetz-
lichen Pensionsversicherung 80 v. H. des letzten
Aktivbezuges nicht übersteigen.

(3) Dienstbezüge eines M i t g l i e d s des Vorstan-
des einer Genossenschaft oder einer Aktienge-
sellschaft oder eines Geschäftsführers einer Ge-
sellschaft mit beschränkter Haftung oder eines
Angestellten aus zwei oder mehreren Dienstver-
trägen mit zwei oder mehreren Bauvereinigun-
gen dürfen, zusammengerechnet, den Endbrutto-
bezug eines Bundesbeamten der Dienstklasse IX
um nicht mehr als 25 v. H . überschreiten.

Rechtswirkungen der Anerkennung

§ 27. Einer Bauvereinigung, die auf Grund der
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes als gemein-
nützig anerkannt ist, obliegen folgende Ver-
pflichtungen:

1. Der Vorstand (Geschäftsführer) hat nach
Ablauf jedes Geschäftsjahres der Landesregierung,
der Finanzlandesdirektion und dem Revisions-
verband zusammen mit dem Jahresabschluß einen
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Geschäftsbericht über das abgelaufene Geschäfts-
jahr binnen vier Wochen nach Erstellung vorzu-
legen, der eine Darstellung des Geschäftsverlau-
fes und der wirtschaftlichen Lage der Bauvereini-
gung zu enthalten hat. Zu berichten ist ferner
über Vorgänge von besonderer Bedeutung, die
nach Schluß des Geschäftsjahres eingetreten sind.
Im Geschäftsbericht ist ferner der Jahresabschluß
zu erläutern. Dabei sind auch wesentliche Ab-
weichungen vom bisherigen Jahresabschluß zu
erörtern. Weitergehende Vorschriften des Ak-
tiengesetzes 1965, BGBL Nr. 98, Über den Ge-
schäftsbericht bleiben unberührt. Diese Vorschrif-
ten sind auch bei Bauvereinigungen in der Rechts-
form der Genossenschaft und in der Rechtsform
der Gesellschaft mit beschränkter Haftung anzu-
wenden.

2. Die Bauvereinigung hat sich den Prüfungen
durch den Revisionsverband und den von der
Landesregierung angeordneten Prüfungen zu un-
terziehen.

3. Auf Verlangen der Landesregierung hat die
Bauvereinigung eine Stellungnahme zu den Prü-
fungsberichten innerhalb einer von der Landes-
regierung festzusetzenden Frist vorzulegen. Sie
ist weiters verpflichtet, der Landesregierung alle
für die Ausübung des Aufsichtsrechtes (§ 29) er-
forderlichen Auskünfte au erteilen und den von
der Landesregierung erteilten Anordnungen
nachzukommen.

4. Die Bauvereinigung hat den in den Prü-
fungsberichten enthaltenen Beanstandungen in-
nerhalb angemessener Frist durch geeignete Maß-
nahmen Rechnung zu tragen.

5. Die Bauvereinigung ist verpflichtet, die Lan-
desregierung so zeitgerecht von der Anberau-
mung einer General- oder Hauptversammlung
zu verständigen, daß sie zu dieser einen Vertre-
ter ohne Stimmrecht entsenden kann. Der Ver-
treter ist auf sein Verlangen zu hören.

6. Die Auflösung der Bauvereinigung sowie
jede Veränderung im Vorstand, in der Geschäfts-
führung und im Aufsichtsrat sowie jede Ände-
rung des Genossenschaftsvertrages (Gesellschafts-
vertrag, Satzung) ist dem Revisionsverband und
der Landesregierung unverzüglich bekanntzuge-
ben.

Überwachung und Durchführung der Prüfung

§ 28. (1) Für die Durchführung der Prüfung
(S 5) von Genossenschaften gelten die Vorschrif-
ten des Gesetzes vom 10. Juni 1903, betreffend
die Revision der Erwerbs- und Wirtschaftsgenos-
senschaften und anderer Vereine, mit den in den
nachstehenden Absätzen angeführten Ergänzun-
gen und Abweichungen; auch bei Bauvereinigun-
gen in der Rechtsform einer Gesellschaft mit be-

schränkter Haftung und in der Rechtsform der
Aktiengesellschaft hat die Prüfung diesen Vor-
schriften zu entsprechen.

(2) Der Leiter der Prüfungsstelle wird auf Vor-
schlag des Obmannes von der Generalversamm-
lung bestellt. Maßgebend für die Tätigkeit der
Prüfer sind neben den Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes die einschlägigem Gesetze und son-
stigen Vorschriften, die Prüfungsrichtlinien und
der Genossenschaftsvertrag (Gesellschaftsvertrag,
Satzung) der zu prüfenden Bauvereinigung. Der
Beginn und der Schluß der Prüfung ist vom
Prüfer der für die zu prüfend« Bauvereinigung
zuständigen Landesregierung unverzüglich zu
melden.

(3) Die regelmäßige Prüfung im Sinne dieses
Bundesgesetzes bei Bauvereinigungen in der
Rechtsform der Genossenschaft ist in zeitlichen
Abständen von höchstens zwei Jahren durchzu-
führen. Bei Bauvereinigungen in der Rechtsform
einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder
einer Aktiengesellschaft ist die Prüfung alljähr-
lich vor Feststellung des Jahresabschlusses durch-
zuführen. Der Jahresabschluß ist unter Einbe-
ziehung der Buchführung und des Geschäftsbe-
richtes, soweit er den Jahresabschluß erläutert,
zu prüfen und unter Anwendung der Vorschrif-
ten der §§ 140 und 260 des Aktiengesetzes mit
einem Bestätigungsvermerk zu versehen; das
gleiche gilt sinngemäß für Bankvereinigungen in
der Rechtsform einer Gesellschalt mit beschränk-
ter Haftung. Hat keine Prüfung stattgefunden,
so darf der Abschluß nicht festgestellt werden;
ein trotzdem festgestellter Jahresabschluß ist
rechtsunwirksam.

(4) Die Prüfung hat sich unbeschadet der Be-
stimmungen des § 3 Abs. 2 letzter Satz des Ge-
setzes vom 10. Juni 1903, betreffend die Revi-
sion der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaf-
ten und anderer Vereine, auch auf die Einhal-
tung der §§ 3 bis 27 zu erstrecken.

(5) Der Revisionsverband hat, wenn er es für
erforderlich hält oder wenn es die Landesregie-
rung verlangt, auch außerordentliche Prüfungen
durchzuführen.

(6) Stellt die Bauvereinigung die in den Prü-
fungsberichten festgestellten Mängel innerhalb
einer angemessenen Frist nicht ab, ist dies der
Landesregierung mitzuteilen.

(7) Die Prüfungsberichte sind vom Revisions-
verband spätestens drei Monate nach Beendigung
der Prüfung der Landesregierung vorzulegen.
Wenn behördliche Maßnahmen dringend erfor-
derlich erscheinen, ist das Prüfungsergebnis un-
verzüglich der Landesregierung mitzuteilen.

(8) Die Kosten der Prüfungen durch den Re-
visionsverband einschließlich der Prüfungen ge-
mäß § 29 Abs. 2 sind von der Bauvereinigung
zu tragen.
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Aufsicht

§ 29. (1) Die gesamte Geschäftsführung ge-
meinnütziger Bauvereinigungen unterliegt der be-
hördlichen Überwachung. Die Landesregierung
ist berechtigt, in alle Geschäftsunterlagen Ein-
sicht zu nehmen, die Geschäftsgebarung und die
Rechnungsabschlüsse zu überprüfen, die Abstel-
lung von Mängeln anzuordnen und zu einzelnen
Geschäftsfällen Berichte einzuholen.

(2) In Ausübung ihres Aufsichtsrechtes (Abs. 1)
ist die Landesregierung berechtigt, Prüfungen
vorzunehmen. Sie kann sich hiebei des Revisions-
verbandes bedienen oder private Sachverständige
beauftragen.

(3) Die Landesregierung hat der Bauvereini-
gung, sofern diese der Anordnung zur Abstel-
lung von Mängeln, nicht nachgekommen ist, die
Behebung der festgestellten Mangel innerhalb an-
gemessener Frist mit Bescheid aufzutragen. Wenn
die Bauvereinigung den behördlichen Auftrag
nicht erfüllt hat, so ist; falls andere Zwangsmit-
tel im Zuge des Verwaltungsvollstreckungsver-
fahrens nicht zum Ziele geführt haben, gemäß
§ 35 vorzugehen.

(4) Das Prüfungsrecht der Abgabenbehörde auf
Grund besonderer Vorschriften bleibt unberührt.

(5) Die Länder haben über ihre Tätigkeit auf
Grund der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
für jedes Jahr längstens bis 31. März des folgen-
den Jahres dem Bundesministerium für Bauten
und Technik einen Bericht unter Anführung der
getroffenen Maßnahmen zu erstatten.

Gebührenbefreiung
§ 30. (1) Die als gemeinnützig anerkannten

Bauvereinigungen sind bei der Beglaubigung von
Unterschriften, bei Eingaben und Eintragungen
in Grundbuchs- und Registersachen sowie in An-
gelegenheiten der Zwangsvollstreckung in ihr un-
bewegliches Vermögen von den Gerichtsgebühren
befreit.

(2) Die gerichtlichen Eingaben und die Eintra-
gungen zum Erwerb des Eigentumsrechtes an
einer Liegenschaft (Liegenschaftsanteil) durch
eine als gemeinnützig anerkannte Bauvereinigung
sind von den Gerichtsgebühren befreit.

(3) Die gerichtlichen Eingaben und die Eintra-
gungen zum Erwerb des Eigentumsrechtes an
einer Liegenschaft (Liegenschaftsanteil), die eine
im § 23 Abs. 1 Z. 1 des Wohnbauförderungsge-
setzes 1968 angeführte natürliche Person von
einer als gemeinnützig anerkannten Bauvereini-
gung als Ersterwerber zur Befriedigung Ihres
dauernden Wohnbedürfnisses oder des dauernden
Wohnbedürfnisses ihrer nahen Angehörigen im
Sinne des § 2 Abs. 1 Z. 1 Wohnbauförderungs-
gesetz 1968 erworben hat, sind von den Gerichts-
gebühren befreit.

Antrag auf Anerkennung

§ 31. Der Antrag auf Anerkennung einer Bau-
vereinigung als gemeinnützig ist beim Amt der
Landesregierung einzubringen. Dem Antrag sind
die zur Beurteilung des Antrages erforderlichen
Unterlagen, wie insbesondere der Auszug aus
dorn Handelsregister, die beglaubigte Abschrift
des Genossenschaftsvertrages (Gesellschaftsvertrag,
Satzung) sowie die zur Beurteilung der wirt-
schaftlichen Verhältnisse erforderlichen Unterla-
gen anzuschließen.

Örtliche Zuständigkeit

§ 32. Örtlich zuständig ist jene Landesregie-
rung, in deren Bereich die Bankvereinigung ihren
Sitz hat.

§ 33. (1) Bescheide nach den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes haben schriftlich zu erge-
hen.

(2) Partei ist die Baiavereinigung und im Ver-
fahren gemäß den §§ 7 Abs. 4, 29 Abs. 3, 34 und
35 die Finanzlandesdirektion, in deren Bereich
die Bauvereinigung ihren Sitz hat.

(3) Die Bauvereinigung ist verpflichtet, zur
Beschleunigung der Entscheidung in jeder Weise
beizutragen, insbesondere alle erforderlichen Un-
terlagen fristgerecht vorzulegen. Soweit durch
die nicht fristgerechte Verlage das Verfahren
schuldhaft verzögert wird, sind die daraus er-
wachsenden Kosten der Bauvereinigung aufzuer-
legen.

Anerkennung der Gemeinnützigkeit

§ 34, (1) Eine Bauvereinigung ist auf ihren
Antrag von der Landesregierung nach Anhörung
der Finanzlandesdirektion mit Bescheid als ge-
meinnützig anzuerkennen, wenn die Erfüllung
der in diesem Bundesgesetz angeführten Voraus-
setzungen rechtlich und tatsächlich, insbesondere
durch eine Verankerung im Genossenschaftsver-
trag (Gesellschaftsvertrag, Satzung) gewährleistet
ist;

(2) Waren die Voraussetzungen für die Aner-
kennung bereits im Zeitpunkt der Antragstellung
vorhanden, ist die Anerkennung mit Rücksicht
auf diesen Zeitpunkt auszusprechen.

Entziehung der Anerkennung

§ 35. (1) Die Anerkennung kann nur mit
Bescheid entzogen werden. Der Finanzlandesdi-
rektion kommt ein Antragsrecht auf Einleitung
eines Verfahrens zur Entziehung der Anerken-
nung der Gemeinnützigkeit zu. Ein einseitiger
Verzicht durch die Bauvereinigung ist unzuläs-
sig.
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(2) Die Anerkennung ist unbeschadet der Be-
stimmungen des § 29 zu entziehen, wenn

1. der Genossenschaftsvertrag (Gesellschaftsver-
trag, Satzung) der Bauvereinigung den Vor-
schriften dieses Bundesgesetzes nicht mehr
entspricht;

2. der tatsächliche Geschäftsbetrieb der Bauver-
einigung den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes oder einer nach den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnung
zuwiderläuft;

3. die Bauvereinigung sich der Prüfung durch
den Revisionsverband oder der Aufsicht
durch die Landesregierung beharrlich ent-
zieht;

4. die Bauvereinigung den ihr gemäß § 27 ob-
liegenden Verpflichtungen nicht nachkommt.

(3) Die Landesregierung kann von der Ent-
ziehung der Anerkennung der Gemeinnützig-
keit absehen, wenn die Mitglieder des Vorstan-
des oder des Aufsichtsrates oder die Geschäfts-
führer, welche den Entziehungsgrund vorsätz-
lich oder grob fahrlässig herbeigeführt haben,
nach Aufforderung durch die Landesregierung
binnen angemessener Frist ihrer Funktion ent-
hoben worden sind.

(4) Die Landesregierung hat den Spruch des
Bescheides, mit dem die Anerkennung entzogen
wurde, auf Kosten der Bauvereinignng im Amts-
blatt zu veröffentlichen.

Rechtswirkung der Entziehung

§ 36. (1) Bei Entziehung der Anerkennung hat
die Landesregierung nach Anhörung der nach dem
Sitz der Bauvereinigung zuständigen Finanz-
landesdirektion der Bauvereinigung eine Geld-
leistung aufzuerlegen. Diese Geldleistung ist mit
einem der Gewichtigkeit des Entziehungsgrundes
angemessenen Betrag von höchstens 50 v. H. des
Eigenkapitals zu bemessen, welches in der Bilanz
für das der Rechtskraft der Entziehung vor-
angegangene Geschäftsjahr ausgewiesen ist. Wurde
für dieses Geschäftsjahr noch keine Bilanz er-
stellt, so ist die Landesregierung berechtigt, eine
solche auf Kosten der Bauvereinigung erstellen
zu lassen. Die Erfüllung dieser Leistung kann,
im Verwaltungswege erzwungen werden. Die er-
brachte Geldleistung ist von der Landesregierung
für Zwecke des gemeinnützigen Wohnungswesens
zu verwenden.

(2) Ist einer Bauvereinigung die Anerkennung
versagt oder entzogen worden, so kann sie einen
neuerlichen Antrag auf Anerkennung erst stel-
len, wenn seit der Rechtskraft des Bescheides,
mit dem die Anerkennung versagt oder ent-
zogen worden ist, zwei Jahre vergangen sind.

Firma und Register

§ 37. (1) Eine Bauvereinigung, die nicht auf
Grand der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
ab gemeinnützig anerkannt ist, darf sich öffent-
lich oder im Geschäftsverkehr nicht als gemein-
nützige Bauvereinigung bezeichnen. Ihre Firma
darf nicht die Bezeichnung „gemeinnützig" ent-
halten.

(2) Die Gerichte haben den Landesregierun-
gen die Eintragungen in das Handels- und Ge-
nossenschaftsregister mitzuteilen, die eine Ände-
rung des Vorstandes, des Genossenschaftsvertra-
ges, des Gesellschaftsvertrages oder der Satzung,
die Auflösung oder die Löschung einer ab ge-
meinnützig anerkannten Bauvereinigung betref-
fen.

(3) Die Landesregierung hat den Gerichten,
die Handels- und Genossenschaftsregister führen,
sowie der Finanzlandesdirektion und dem Revi-
sionsverband die auf Grund dieses Bundesgesetzes
ergangenen Entscheidungen betreffend die Aner-
kennung, der Finanzlandesdirektion und dem
Revisionsverband überdies die Änderungen ge-
mäß Abs. 2 mitzuteilen.

Strafbestimmungen
§ 38. (1) Wer den im § 37 Abs. 1 ausgespro-

chenen Verboten zuwiderhandelt, begeht eine
Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirks-
verwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu
100000 S zu bestrafen.

(2) Neben der Strafe kann angeordnet werden,
daß das Straferkenntnis innerhalb bestimmter
Frist auf Kosten des Verpflichteten zu veröf-
fentlichen ist. Die Veröffentlichung umfaßt den
Spruch des Straferkenntnisses. Wenn besondere
Umstände dafür sprechen, kann auch die Ver-
öffentlichung der Begründung des Straferkennt-
nisses, allenfalls auch des Tatbestandes angeord-
net werden. Die Art der Veröffentlichung ist in
dem Straferkenntnis zu bestimmen.

Übergangsbestimmungen

§ 39. (1) Bauvereinigungen, die im Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes auf
Grund der Bestimmungen des Gesetzes über die
Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen vom
29. Feber 1940, deutsches RGBl. I S. 438, und
der Verordnung zur Durchführung des Gesetzes
über die Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen
vom 23. Juli 1940, deutsches RGBl. I S. 1012,
als gemeinnützige Wohnungsunternehmen aner-
kannt sind, gelten unter Wahrung ihres örtlichen
Geschäftsbereiches als auf Grund dieses Bundes-
gesetzes als gemeinnützig anerkannte Bauverei-
nigungen. Auf solche Bauvereinigungen finden die
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes mit Aus-
nahme der in § 6 Abs. 1 enthaltenen Regelung
über die Mindestanzahl der Genossenschafter An-
wendung.
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(2) Eine Bauvereinigung im Sinne des Abs. 1
ist verpflichtet, innerhalb von zwei Jahren, ge-
rechnet vom Tage des Inkrafttretens der Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes, ihren Genossen-
schaftsvertrag (Gesellschaftsvertrag, Satzung) mit
den in Abs. 1 vorgesehenen Einschränkungen
und der Maßgabe, daß es der Angabe des ört-
lichen Geschäftsbereiches nicht bedarf, abzuän-
dern und die Genehmigung der Änderungen bei
der Landesregierung zu beantragen, die darüber
mit Bescheid abzusprechen hat. Im Falle der
Nichteinhaltung dieser Verpflichtungen hat die
Landesregierung gemäß § 35 vorzugehen.

(3) Bauvereinigungen gemäß Abs. 1, die im
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes weniger als 2000 Woh-
nungen verwalten und innerhalb eines Zeit-
raumes von fünf Jahren nach Inkrafttreten der
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes der Landes-
regierung schriftlich mitteilen, daß sie keine Bau-
tätigkeit im Sinne des § 7 mehr entfalten wer-
den, gelten ab gemeinnützige Verwaltungsver-
einigungen. Auf solche Verwaltungsvereinigun-
gen finden die Bestimmungen dieses Bundesge-
setzes mit Ausnahme des § 7 Abs. 1 hinsicht-
lich der Verpflichtung zur Errichtung von Bau-
lichkeiten und Abs. 3 Z. 1 bis 5 und 9 sowie
mit Ausnahme des § 14 Abs. 4 Z. 4 Anwen-
dung; § 7 Abs. 3 Z. 8 findet jedoch mit der
Maßgabe Anwendung, daß ein Erwerb von Bau-
stoffen und Ausstattungsgegenständen nur zur
Vornahme von Instandhaltungs-, Instandset-
zungs- und Verbesserungsarbeiten an verwalte-
ten Baulichkeiten zulässig ist. Zur Bildung einer
Rücklage gemäß $ 14 Abs. 1 Z. 8 dürfen Ver-
waltungsvereinigungen Beträge nur in der Höhe
von höchstens 50 v. H. des dort vorgesehenen
Höchstausmaßes verrechnen.

(4) Verträge, welche die im Abs. 1 angeführten
Bauvereinigungen vor dem 1. Jänner 1979 mit
ihren Funktionären (Mitgliedern der Organe)
über Entschädigungen und Reisegebühren oder
mit ihren Angestellten über Dienstbezüge, Ge-
bühren und Ruhegenüsse abgeschlossen haben,
werden durch die $§ 25 und 26 nicht berührt.

(5) Ein auf Grund der Bestimmungen des
Gesetzes über die Gemeinnützigkeit im Woh-
nungswesen und der Verordnung zur Durchfüh-
rung dieses Gesetzes eingerichteter und tätiger
Prüfungsverband gilt als Revisionsverband im
Sinne des § 5 dieses Bundesgesetzes und hat seine
Satzung den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
innerhalb eines Jahres, gerechnet vom Tage des
Inkrafttretens der Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes, anzupassen und die Genehmigung bei
der nach seinem Sitz zuständigen Landesregie-
rung zu beantragen, die darüber mit Bescheid
abzusprechen hat.

(6) Unternehmen, die als Organe der staat-
lichen Wohnungspolitik gemäß $ 28 des Gesetzes

über die Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen
anerkannt wurden, gelten, sofern die im Abs. 2
angeführten Voraussetzungen mit Ausnahme des
§ 1 Abs. 1 erfüllt sind, als gemeinnützige Bau-
vereinigungen im Sinne dieses Bundesgesetzes.

(7) Bauvereinigungen der im Abs. 1 bezeichne-
ten Art, die in einer anderen Rechtsform als der
einer Genossenschaft, einer Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung oder einer Aktiengesellschaft
errichtet sind, gelten, sofern die im Abs. 2 vor-
gesehenen Voraussetzungen mit Ausnahme des
§ 1 Abs. 1 erfüllt sind, als gemeinnützige Bau-
vereinigungen im Sinne dieses Bundesgesetzes.

(8) Auf Verträge im Sinne des § 13 Abs. 1,
welche Baulichkeiten betreffen, die vor dem In-
krafttreten der Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes erstmalig bezogen wurden oder für die
die baubehördliche Benützungsbewilligung vor
diesem Zeitpunkt erteilt wurde, gelten die Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes, soweit in den
folgenden Ziffern und Absätzen nicht anderes be-
stimmt wird; insoweit in den folgenden Ziffern
und in den Abs. 9 bis 12 bestimmt wird, daß
die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes nicht
gelten, sind § 7 Abs. 2 des Gesetzes über die
Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen und § 11
Abs. 3 erster bis dritter Satz der Verordnung
zur Durchführung dieses Gesetzes weiter anzu-
wenden:

1. auf Miet- und sonstige Nutzungsverträge
über Wohnungen und Geschäftsräume finden
§ 14 Abs. 1 über die Verhältnismäßigkeit
nach Nutzflächen und Abs. 1 Z. 1, 2 und 8
keine Anwendung;

2. § 19 Abs. 1 zweiter Satz findet keine An-
wendung; bei der nach dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes erstmaligen Vorlage
der jährlichen Abrechnungen im Sinne des
§ 19 ist der Saldo zum 31. Dezember 1978
auszuweisen und gilt als endgültig anerkannt;

3. § 22 gilt nicht für Anträge, die auf
eine Überprüfung der Endabrechnung
der gesamten Baukosten oder des Sal-
dos, der zum 31. Dezember 1978 auszuweisen
ist, gerichtet sind; diesbezügliche Einwendun-
gen können nicht nach den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes, sondern nur auf Grund
der bisherigen gesetzlichen Bestimmungen
oder vertraglicher Vereinbarungen erhoben
werden;

4. nach den Vorschriften des Gesetzes über die
Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen zu-
lässige Berechnungen, die zur Senkung des
Entgelts geführt haben, bleiben unberührt.

(9) Auf Verträge über Einstellplätze (Garagen)
und Abstellplätze in Baulichkeiten im Sinne des
Abs. 8 finden die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes mit Ausnahme des § 14 Abs. 6 Anwen-
dung. Soweit bis zum 1. Jänner 1979 Teile des
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Entgelts für die Überlassung von Einstellplätzen
(Garagen) und Abstellplätzen zur Deckung von
Betriebskosten der Baulichkeiten, der die Er-
richtungskosten der Einstellplatze (Garagen) oder
Abstellplätze zugerechnet sind, verwendet wur-
dern, bleiben diese Berechnungen unberührt.

(10) Bei einer Baulichkeit oder bei Baulich-
keiten, die hinsichtlich der Berechnung des Ent-
gelts (Preis) eine wirtschaftliche Einheit bilden
und deren Baubeginn vor dem 1. Juli 1979 liegt
ist § 13 Abs. 2 hinsichtlich der Bestimmung für
die Berechnung der Grundkosten nicht anzu-
wenden; diesfalls gelten weiterhin die Bestim-
mungen des § 7 Abs. 2 des Gesetzes über die
Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen und § 11
Abs. 3 erster bis dritter S a t z der Verordnung
zur Durchführung dieses Gesetzes.

(11) Die Bestimmungen des Abs. 8 finden auch
auf Baulichkeiten Anwendung, mit deren Bau vor
dem Inkrafttreten der Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes begonnen wurde und für die nach
dem 31, Dezember 1979 eine baubehordliche
Benützungsbewilligung erteilt wird, sofern sie
mit anderen Baulichkeiten eine wirtschaftliche
Einheit bilden, für die im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens der Bestimmungen dieses Bandesgesetzes
bereits eine baubehördliche Benützungsbewilli-
gung vorliegt. Der Erteilung der baubehördlichen
Benützungsbewilligung ist ein früherer erst-
maliger Bezug gleichzuhalten.

(12) Unter erstmaligem Bezug ist der Bezug
des Objektes durch einen hiezu berechtigten Ver-
tragspartner (§ 13 Abs. 1) zu verstehen.

(13) Die Bauvereinigung darf eine ihr gemäß
§ 8 des Gesetzes über die Gemeinnützigkeit im
Wohnungswesen eingeräumte Sicherung solange
geltend machen, als sie Gläubiger des Eigen-
tümers eines Siedlungshauses ist; bei der Aus-
übung eines Vorkaufsrechtes ist eine vom voll-
ständigen Kaufpreis abweichende Verabredung
(§ 1077 ABGB) rechtsunwirksam.

(14) Kosten auf Grund von Versicherungsver-
trägen, die vor dem Inkrafttreten der Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes abgeschlossen wur-
den, dürfen bis zum vereinbarten Versicherungs-
ablauf, längstens aber auf die Dauer von zehn
Jahren ab Inkrafttreten der Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes, auch dann bei der Berechnung
des Entgelts angerechnet werden (§ 14 Abs. 1
Z. 7), falls sie nicht den Betriebskosten im Sinne
des Mietengesetzes zuzurechnen sind.

(15) Ausnahmebewilligungen auf Grund der
Bestimmung des § 6 des Gesetzes über die Ge-
meinnützigkeit im Wohnungswesen im Zusam-
menhalt mit § 9 der Verordnung zur Durch-
führung dieses Gesetzes bleiben unberührt.

(16) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes bei Gericht

anhängigen Verfahren sind nach den bisher gel-
tenden Vorschriften durchzuführen.

(17) Bauvereinigungen gemäß Abs. 1, die vor
dem Inkrafttreten der Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes bei der technischen Vorbereitung
von Baulichkeiten (§ 2 Z. 1) die Verfassung von
Plänen für die Einreichung bei der Behörde
selbst durchgeführt haben, dürfen diese Arbeiten
auch weiterhin selbst vornehmen.

Wirksamkeitsbeginn des Gesetzes und Aufhebung
geltender Vorschriften

§ 40. (1) Mit dem Inkrafttreten der Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes verlieren nach-
stehende Vorschriften, soweit sie heute noch in
Kraft stehen, ihre Wirksamkeit:

1. das Gesetz über die Gemeinnützigkeit im
Wohnungswesen — Wohnungsgemeinnützig-
keitsgesetz — (WGG) vom 29. Feber 1940,
deutsches RGBl. I S. 438, mit Ausnahme
des § 7Abs. 2:

2. die Verordnung zur Durchführung des Ge-
setzes über die Gemeinnützigkeit im Woh-
nungswesen vom 23. Juli 1940 (WGGDV),
deutsches RGBl. I S. 1012, mit Ausnahme
des § 11 Abs. 3 erster bis dritter Satz:

3. die Verordnung zur Einführung von Vor-
schriften über die Gemeinnützigkeit im Woh-
nungswesen in der Ostmark und im Reichs-
gau Sudetenland vom 15. April 1940, deut-
ches RGBl. I S. 658, in der Fassung der Ver-

ordnung zur Änderung der Verordnung zur
Einführung von Vorschriften über die Ge-
meinnützigkeit im Wohnungswesen in der
Ostmark und im Reichsgau Sudetenland vom
22. Oktober 1941, deutsches RGBl. I S. 678t

4. die Verordnung über die Gebührenbefreiung
beim Kleinwohnungsbau vom 27. August
1936, deutsches RGBl. I S. 702, in der Fas-
sung der Verordnung vom 18. März 1940,
deutsches RGBl. I S. 543;

5. § 9 Abs. 1 des Bundesgesetzes vom 3. Au-
gust 1934, BGBl. II Nr. 195, womit Vor-
schriften für Erwerbs- und Wirtschaftsge-
nossenschaften erlassen werden (Genossen-
schaftsnovelle 1934);

6. § 15 Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 15. April
1921, BGBl. Nr. 252, betreffend die Aus-
gestaltung des Staatlichen Wohnungsfürsorge-
fonds zu einem Bundes-Wohn- und Sied-
lungsfonds, hinsichtlich der Ausnahme von
den Kündigungsbeschränkungen nach den
Bestimmungen der §§ 19 bis 23 des Mieten-
gesetzes.

(2) Wenn in Bundesgesetzen auf Vorschriften
verwiesen wird, die gemäß Abs. 1 ihre Gültig-
keit verlieren, so treten an deren Stelle die ent-
sprechenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes;
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dies gilt nicht für den Bereich des Grunderwerb-
steuergesetzes 1955, BGBl. Nr. 140.

ARTIKEL III

Das Wohnbauförderungsgesetz 1968, BGBl.
Nr. 280/1967, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. Nr. 280/1978, wird wie folgt
geändert:

1. Der § 23 erhält die Bezeichnung „§ 23. (1)".
Ein neuer Abs. 2 ist anzufügen und hat zu
lauten:

„(2) Eine Förderung darf nicht gewährt wer-
den, wenn eine gemeinnützige Bauvereinigung
(Abs. 1 Z. 3) die von der Landesregierung als
Anerkennungsbehörde nach den Bestimmungen
des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes, BGBl.
Nr. 139/1979, festgestellten Mangel nicht
innerhalb der im Bescheid gemäß § 29 Abs. 3
des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes festge-
setzten Frist behebt oder solange die Mängel nach
Ablauf dieser Frist nicht behoben wurden. Eine
Förderung darf ferner Förderungswerbern (Abs. 1
Z. 4), denen die Gemeinnützigkeit entzogen
wurde und gemeinnützigen Verwaltungsvereini-
gungen gemäß § 39 Abs. 3 des Wohnungsgemein-
nützigkeitsgesetzes nicht gewährt werden."

2. Im Abs. 1 lit. c des § 13 ist die Zitierung
„§ 23 Z. 2, 3 und 4" durch die Zitierung „§ 23
Abs. 1 Z. 2, 3 und 4" zu ersetzen; im Abs. 2
l i t c des § 22 ist die Zitierung „§ 23 Z. 1" durch
die Zitierung „§ 23 Abs. 1 Z. 1" zu ersetzen;
im Abs. 5 des § 35 ist die Zitierung „§ 23 Z. 1"
durch die Zitierung „§ 23 Abs. 1 Z. 1" zu
ersetzen und im Abs. 3 des $ 36 sind die Worte
„und 23 dieses Bundesgesetzes" durch die Worte
„und 23 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes" zu er-
setzen.

ARTIKEL III
Das Aktiengesetz 1965, BGBl. Nr. 98, zuletzt

geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 91/
1976, wird wie folgt geändert:

Der Abs. 2 des § 260 hat zu lauten :
„(2) Für die im Abs. 1 genannten Aktiengesell-

schaften gelten die §§ 133 und 140 sinngemäß,
die §§ 134 bis 139 und 141 gelten nicht"

ARTIKEL IV
Inkrafttreten und Vollziehung

(1) 1. Die Bestimmungen der §§ 13, 14, 15,
18, 19, 21 und 22 sowie Artikel II dieses Bundes-
gesetzes treten am 1. Jänner 1980 in Kraft.

2. Eine Verordnung gemäß § 13 Abs. 3 kann
nach Kundmachung dieses Bundesgesetzes erlassen
werden, tritt aber frühestens am 1. Jänner 1980
in Kraft

(2) Mit der Vollziehung sind
1. hinsichtlich des Art. I für die §§ 9 Abs. 5,

14, 15 Abs. 1, 16, 17, 19 Abs. 2, 20, 21, 22,
37 Abs. 1 und 2, 39 Abs. 4, 8 bis 14 und 16
sowie des Art III der Bundesminister für
Justiz, für den § 1 Abs. 3 der Bundes-
minister für Finanzen und den § 30 der
Bundesminister für Justiz im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Finanzen, im
übrigen aber unbeschadet des folgenden
Abs. 3 die Landesregierungen und

2. hinsichtlich des Art. II die Landesregierungen
betraut.

(3) Die Erlassung von Durchführungsverord-
nungen und die Wahrnehmung der Rechte des
Bundes gemäß Art 15 Abs. 8 B-VG obliegt
dem Bundesminister für Bauten und Technik.

Kirchschläger
Kreisky Moser Broda Androsch


